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Drucksache Nr. 


Anfrage Nr. 58 

der Abgeordneten Krause und Fraktion des Zentrums 


betr.: Durchführung des Bundestagsbeschlusses über Pen- 
sionen und Wartegeld für die heimatvertriebenen 
Beamten usw. 

Durch seinen Beschluß vom 2. Dezember 1949 hat der Bundestag 
die Bundesregierung ersucht, die Gleichstellung der ruhegehaltsbe- 
rechtigten heimatvertriebenen Beamten, Angestellten und Lohn-Emp- 
fänger mit den einheimischen Versorgungsberechtigten mit so- 
fortiger Wirkung herbeizuführen und die Auszahlung der ge- 
setzlichen Wartegelder an die nichtbeschäftigten und nichtruhegehalts- 
berechtigten heimatvertriebenen Beamten anzuordnen. 

Mit zunehmender und begreiflicher Verbitterung stellen die heimat- 
vertriebenen Behördenbediensteten fest, daß seitdem mehr als zwölf 
Wochen vergangen sind, ohne daß praktisch auch nur etwas ge- 
schehen wäre. 

Die wirtschaftliche und seelische Not der — trotz des auch von 
ihnen wohlerworbenen Rechtsanspruchs auf Wartegeld bezw. Pen- 
sion — nun schon seit Jahren zum größten Teil auf die öffentliche 
Fürsorge angewiesenen, meist arbeitslosen oder berufsfremd tätigen 
heimatvertriebenen Ruhegehalt- bezw. Wartegeld -Empfangsberech- 
tigten und ihrer Familien hat besonders seit der Währungsreform 
im Zeichen der ansteigenden Erwerbslosenziffer die Grenze des 
menschlich Erträglichen überschritten. Sie sind der Verzweiflung jetzt 
so nahe, daß sie einem staatsverneinenden Nihilismus zu verfallen 
drohen, wenn ihr stark erschütterter Glaube an Recht und Gerech- 
tigkeit nicht so schnell wie möglich wiederhergestellt wird. 

Unter Hinweis auf die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
Dr. Adenauer in der 5. Plenarsitzung des Bundestages vom 20. Sep- 
tember 1949, es werde notwendig sein, so bald wie möglich auch 
die Frage der Pensionen der vertriebenen Beamten zu regeln, und 
im Interesse der unbedingten Aufrechterhaltung des sozialen Friedens 
wird die Bundesregierung um die Beantwortung folgender Fragen 
gebeten : 

1. Wann wird der Bundestagsbeschluß vom 2. Dezember 1949 
in die Tat umgesetzt, und im ganzen Bundesgebiet einheitlich 
mit der Auszahlung der Pensionen und Wartegelder in der- 
selben Höhe wie an die einheimischen Empfangsberechtigten 
endlich begonnen? 
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2 . Warum sind im Wege einer Verordnung gemäß Artikel 119 
des Grundgesetzes bisher keine vorläufigen Notmaßnahmen 
dahingehend getroffen worden, daß allen heimatvertriebenen 
Behördenbediensteten auf ihre Forderung an Gehalt, Wartegeld, 
Ruhegehalt und Hinterbliebenen-Bezüge Vorschüsse ausgezahlt 
wurden, um wenigstens die größte Not lindern zu helfen? 

3. Stimmt es, daß Herr Bundesfinanzminister Schäffer die Zahlung 
von Pensionen an heimatvertriebene Beamte in Hohe von nur 
rd. zwei Dritteln der ihnen gesetzlich zustehenden Pensions- 
bezüge vorbereitet und die Zahlung von Wartegeld überhaupt 
ablehnt ? 

4. Wenn ja, wie will die Bundesregierung dies mit der Antwort 
des Herrn Bundesministers Kaiser vom 3. Februar 1950 auf 
die Anfrage Nr. 40 - Nr. 513 der Drucksachen - in Einklang 
bringen, daß „die deutschen Gebiete jenseits der Oder-Neiße- 
Linie nach deutscher Auffassung de jure noch heute zu Deutsch- 
land gehören” — infolgedessen also die ostvertriebenen Be- 
amten, Behördenangestellten und Lohn- Empfänger im west- 
deutschen Bundesgebiet als gleichberechtigte Deutsche 
gelten und als solche behandelt werden müssen? 

5. Sind dem Bundesministerium für Angelegenheiten der Ver- 
triebenen bei der Durchführung des Bundestagsbeschlusses vom 
2 . Dezember 1949 Schwierigkeiten bereitet worden? Wenn ja, 
von wem und warum? 


Krause und Fraktion 


Bonn, i. März 1950 



